Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1189 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Baukostenentwicklung und ihre Auswirkung auf 
den sozialen Wohnungsbau 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Entwicklung 
der bis heute gegenüber dem Vorjahr exorbitant gestiegenen 
Baukosten? Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung, 
die sie in der Beantwortung der Großen Anfrage zur Woh- 
nungsbaupolitik (Drucksache VI/716) geäußert hat, fest, daß 
sich der Baupreisanstieg ab Februar 1970 zunehmend ab- 
schwächen wird? 

2. Welche konkreten Maßnahmen will die Bundesregierung ins- 
besondere zur Eindämmung der noch ständig steigenden Bau- 
und Finanzierungskosten auf dem Wohnungsmarkt er- 
greifen? 

3. Wie gedenkt die Bundesregierung angesichts der Kosten- 
situation den Bau von zusätzlich 100 000 öffentlich geförder- 
ten Wohnungen pro Jahr zu ermöglichen? 

4. In welchem Umfang werden von den im Haushaltsplan 1971 
und in der mittelfristigen Finanzplanung bis 1974 zusätzlich 
angekündigten Bundesmitteln durch die gegenwärtig hohen 
Baupreissteigerungen absorbiert? 

5. In welcher Weise will die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Tatsache, daß in diesem Jahr die Zahl der fertiggestellten 
Sozialwohnungen stark rückläufig ist, sicherstellen, daß min- 
destens das Volumen von 150 000 öffentlich geförderten 
Wohnungen erreicht wird? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu ergreifen, 
die geeignet sind, dem Wohnungsbau im Rahmen der ge- 
samten Kapazität des Baumarktes die notwendige Priorität 
einzuräumen? 


Bonn, den 24. September 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Die Bundesregierung hat in der Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU zur Wohnungsbaupolitik am 30. April 1970 
(Drucksache VI/716) behauptet, daß die Wohnungsbaupreise von 
Februar 1969 bis Februar 1970 um rd. 15% gestiegen seien, der 
Baupreisanstieg sich jedoch im Verlaufe der daran anschließen- 
den zwölf Monate zunehmend abschwächen werde. Diese Be- 
hauptung ist durch die tatsächliche Entwicklung längst wider- 
legt. Aus der im Juli veröffentlichten Mitteilung des Rheinischen 
Verbandes Gemeinnütziger Wohnungsunternehmen über eine 
Repräsentativerhebung ergibt sich eine anhaltend starke Bau- 
preissteigerung. Dieser Entwicklung steht die Bundesregierung 
offenbar ohnmächtig gegenüber. Es sind bisher keine konkreten 
Maßnahmen angekündigt worden, die zur Eindämmung der Bau- 
kostenexplosion führen können. Die Beschlüsse der Bundes- 
regierung vom 27. August d. J. über „Initiativen zur Begrenzung 
des Mietanstiegs und zur Verbesserung des Mietrechts" be- 
schränken sich im wesentlichen auf verbale Gesetzeskosmetik 
auf dem Gebiete des Straf- und Mietrechts. Die Bundesregierung 
hat offenbar immer noch nicht erkannt, daß an der derzeitigen 
Misere im Wohnungsbau und in der Wohnungswirtschaft nicht 
der Lückeplan schuld ist, sondern die Fehler ihrer Wirtschafts- 
und Konjunkturpolitik. In dieser Situation verkündet die Bun- 
desregierung ein langfristiges Wohnungsbauprogramm, das die 
jährliche Förderung von zusätzlich 100 000 Sozialwohnungen 
umfassen soll. 

Da die in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehenen Bun- 
desmittel für die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus bei 
weitem nicht ausreichen, um die Mehrkosten zu decken, ist 
unerfindlich, woher die Mittel zur zusätzlichen Finanzierung von 
100 000 Sozialwohnungen genommen werden sollen, zumal auch 
am 10. September 1970 unter Wortführung des nordrhein-west- 
fälischen Innenministers Weyer die Länder in der Ländermini- 
sterkonferenz dem Bundesstädtebauminister erklärt haben, daß 
sie infolge der Haushaltslage der Länder nicht in der Lage seien, 
im Jahre 1971 mehr Sozialwohnungen zu finanzieren als in die- 
sem Jahr. 



